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KURZ KOMMENTIERT
Arbeitszeitverkürzung 

Keine Erfolgsgarantie

Die seit Jahren anhaltende hohe Arbeitslosigkeit 
hat in der letzten Zeit dazu geführt, daß die Dis­
kussion um eine Verkürzung der Arbeitszeit wie­
der mit mehr Vehemenz geführt wird. Dies klang 
bereits im Frühjahrsgutachten der wirtschaftswis­
senschaftlichen Forschungsinstitute an und fand 
seinen vorläufigen Höhepunkt in der jüngst so­
wohl von Gewerkschaftsseite als auch von einigen 
Wirtschaftswissenschaftlern erhobenen Forderung, 
die Wochenarbeitszeit auf 35 Stunden zu senken. 
Mit dieser Maßnahme soll erreicht werden, daß 
das zur Verfügung stehende Arbeitsvolumen 
gleichmäßiger verteilt wird, und zwar so, daß 
möglichst jeder Arbeitnehmer einen Arbeitsplatz 
erhält.

Die für die W irtschaftspolitik in diesem Zusam­
menhang interessanteste Frage ist, in welchem 
Umfang durch eine Verminderung der Arbeitszeit 
tatsächlich neue Arbeitsplätze geschaffen werden, 
ganz abgesehen davon, ob die Unternehmen die­
se dann auch mit geeigneten Mitarbeitern beset­
zen können. Dabei ist es zweifellos von Bedeu­
tung, ob es gleichzeitig zu dem von den Gewerk­
schaften angestrebten vollen Lohnausgleich 
kommt. Sollte dies der Fall sein, dürften sich die 
Unternehmen eher noch mehr veranlaßt sehen, 
der Arbeitszeitverkürzung durch forcierte Ratio­
nalisierungsanstrengungen entgegenzuwirken. Im 
übrigen zeigen kürzlich vom Ifo-Institut im Rah­
men seiner Unternehmensbefragungen durchge­
führte Untersuchungen, daß eine Reduzierung der 
Arbeitszeit nur in recht geringem Umfang zu Neu­
einstellungen führen würde. Ähnlich lauteten auch 
Äußerungen aus der Wirtschaft. Bei der Abschät­
zung des Erfolgs einer solchen Maßnahme scheint 
somit eine gewisse Skepsis durchaus angebracht 
zu sein. gh

Energieprogramm

Späte Erkenntnis

Seit dem letzten Herbst versucht die Bundesre- 
gierung, die im Grundsatz von allen Parteien ge­
forderten staatlichen Hilfen für energiesparende 
Investitionen im Wohnungsbau in die Tat umzu­
setzen. Zunächst als Verwaltungsabkommen ge­
plant, wurde das 4,35-Mrd.-Programm in das Woh­
nungsmodernisierungsgesetz eingebaut. Die GDU- 
geführten Bundesländer vertraten im Bundesrat 
einen der Regierungsintention entgegengesetzten 
Standpunkt hinsichtlich der Förderungsmodalitä­

ten; Sie favorisierten Steuervergünstigungen für 
den Bauherrn anstelle der im Gesetzentwurf vor­
gesehenen Zuschüsse.

Hier zeigt sich wieder einmal deutlich, daß Einig­
keit über die grundsätzlichen Ziele eines Pro­
gramms in unserem föderalistisch gegliederten 
Staat nicht zwangsläufig zu gemeinsamem Han­
deln führen muß. Zumal nach den jüngsten Land­
tagswahlen ist anzunehmen, daß im Bundesrat 
die kontroversen Beurteilungen von Detailfragen 
noch häufiger als bisher zu machtpolitischen Aus­
einandersetzungen führen werden. Und wer will 
es den CDU-Ländern verdenken, wenn sie die 
vom Grundgesetz gewellten Möglichkeiten nach 
Kräften nutzen, schließlich beteiligen sie sich auch 
finanziell an den meisten Programmen der Regie­
rung.

Die parteipolitische Konstellation in Bund und 
Ländern läßt es offensichtlich nicht mehr zu, daß 
bei entsprechenden Gesetzesvorhaben die spezi­
fisch „sozialdemokratische Handschrift“ auch ge­
gen den Willen der Opposition erkennbar bleibt. 
Insofern hat das zu lange Festhalten an der Zu­
schußregelung im oben genannten Gesetz insbe­
sondere dem Kanzler eher geschadet, denn der 
Vermittlungsausschuß wird vermutlich vorschla­
gen, die Hälfte des Förderungsvolumens als Steu­
ervergünstigung zu vergeben — genauso wie es 
ein Alternativgesetzentwurf des Landes Baden- 
Württemberg vorsah. Dieser „Kompromiß“ ist 
letztlich das Eingeständnis eines weitgehend ein­
geschränkten Handlungsspielraums der Regie­
rung. Waren aber zu dieser Erkenntnis wirklich 
neun Monate erforderlich? rr

Währungspolitik

Große Schlange noch nicht in Sicht

D ie  Erweiterung der europäischen Währungs­
schlange wird auf dem EG-Gipfel am 7. Juli in 
Bremen zwar auf der Tagesordnung stehen, sicher­
lich aber keinen entscheidenden Durchbruch er­
fahren. Angesichts der mit einer großen Schlange 
verbundenen Probleme ist die Vorsicht der betrof­
fenen Regierungen verständlich. Die potentiellen 
Beltrittskandidaten Frankreich, Großbritannien 
und Italien befürchten einerseits Exporteinbußen 
durch eine Bindung an die immer noch aufwer­
tungsverdächtige D-Mark, andererseits eine Be­
lastung ihrer Währungsreserven durch Interven­
tionsverpflichtungen. Länder mit starken Währun­
gen, wie z. B. die Bundesrepublik, müssen dage­
gen mit einer Aufblähung ihrer monetären Aggre­
gate und unter Umständen mit einer Beschleuni­
gung der Inflation rechnen.
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Ein erweiterter europäisciier Währungsverbund 
wäre jedoch ein wichtiger Schritt auf dem Wege 
zur Integration des europäischen Wirtschafts­
raumes und könnte zur Belebung der Wirtschafts­
tätigkeit nicht nur in Europa, sondern weltweit bei­
tragen. Eine Währungsunion mit fixierten Wech­
selkursen und möglicherweise sogar einer Euro­
währung, wie sie von Roy Jenkins im Oktober 
1977 vorgeschlagen wurde, wird zwar in abseh­
barer Zeit nicht zu verwirklichen sein. In den mei­
sten EG-Staaten sind aber die Bereitschaft zu 
einer gewissen Inflationsdisziplin und die Einsicht 
in die Vorteile eines geordneten Wechselkurs­
systems soweit gewachsen, daß eine Zwischenlö­
sung Aussicht auf Erfolg hat, sofern sie flexibel 
genug ist, um divergierende Entwicklungen in den 
Mitgliedsländern zu berücksichtigen. Dazu sind 
eine Reihe von Vorschlägen gemacht worden. 
Wenn am 7. Juli auch noch keine endgültige Ent­
scheidung fallen wird, so sollten doch die Weichen 
für eine europäische Stabilitätszone gestellt wer­
den. la

UN-Sondersitzung

Aktionsprogramm für die Abrüstung

Für fünf Wochen tagt zur Zeit in New York die 
Generalversammlung der Vereinten Nationen zu 
Problemen der weltweiten Abrüstung. Die auf Be­
treiben von 108 Entwicklungsländern einberufene 
„größte und repräsentativste Versammlung, die 
sich je mit Abrüstung beschäftigt hat“ (Kurt Wald­
heim), hat sich zur Aufgabe gestellt, ein Aktions­
programm zur Beschleunigung und Koordinierung 
von Abrüstungsmaßnahmen im Weltmaßstab zu 
verabschieden. Gleichzeitig soll ein Prinzipienka­
talog formuliert werden, über den alle Staaten zu­
mindest moralisch auf verstärkte Abrüstungsbe­
mühungen eingeschworen werden sollen.

Wie notwendig eine derartige Initiative ist, wird 
sowohl vor dem aktuellen Hintergrund der SALT- 
und MBFR-Verhandlungen deutlich, als auch all­
gemein in Anbetracht der rapide wachsenden 
ökonomischen und sozialen Folgekosten des 
Wettrüstens in der ganzen Welt. So stagnieren 
die Truppenverringerungsgespräche zwischen der 
NATO und dem Warschauer Pakt (MBFR) seit ge­
raumer Zeit, und auch die Verhandlungen über die 
Begrenzung strategischer Waffen (SALT) zwischen 
den USA und der UdSSR bringen, trotz des jetzt 
zu erwartenden Abschlusses von SALT II, keine 
wirklich einschneidenden Erfolge. Gleichzeitig ex­
plodieren die Militärausgaben in fast allen Län­
dern. 1978 werden sie sich in der Welt auf 400 Mil­
liarden US $ belaufen.
Notwendigerweise werden auch die ökonomischen 
und sozialen Folgekosten immer unerträglicher.

Schon heute bringt jede Durchschnittsfamilie mehr 
Steuergelder für die Rüstung als für den Bildungs­
sektor auf, und die Entwicklungsländer geben bis 
zu fünfmal soviel Devisen für Waffen wie z. B. für 
die Einfuhr landwirtschaftlicher Maschinen aus. 
Die umfassende Bindung ökonomischer Ressour­
cen im Verein mit dem existenzbedrohenden, mi­
litärisch nutzlosen Ausbau von „over k ill“ -Kapazi- 
täten fordert von allen Akteuren mehr als nur 
verbale Bekenntnisse zur Abrüstung. wb

Entwicklungshilfe

Begrenzter Beschäftigungsbeitrag

Für die immer wieder aufflackernde Diskussion 
über den Zusammenhang zwischen Entwicklungs­
hilfe und binnenwirtschaftlicher Konjunkturförde­
rung wurden kürzlich neue Daten gesetzt. Die 
„Gemeinschaftsdiagnose“ der fünf wirtschaftswis­
senschaftlichen Forschungsinstitute sieht Möglich­
keiten zur Steigerung der deutschen Ausfuhren 
durch Aufstockung der Entwicklungshilfe, wäh­
rend eine im Auftrag des BMZ durchgeführte 
Prognos-Untersuchung hervorhebt, daß 1976 
42 000 Arbeitsplätze durch Rückflüsse aus der 
Entwicklungshilfe sichergestellt wurden. Beide 
Hinweise zusammen scheinen den Entwicklungs­
politikern eine wichtige Argumentationshilfe zu 
bieten.

Insofern überrascht es, daß der Zusammenhang 
zwischen Entwicklungshilfe und Konjunkturpolitik 
in der öffentlichen Diskussion bisher nur am Ran­
de zur Sprache kam. So ist die Prognos-Studie -  
abgesehen von einigen Erklärungen des Ministers 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit — kaum er­
wähnt worden. Diese Zurückhaltung gerade in 
entwicklungspolitischen Kreisen mag dadurch er­
klärt werden, daß mit den Ergebnissen der Pro- 
gnos-Studie die Forderung nach Wiedereinfüh­
rung der Lieferbindung gekoppelt werden könnte, 
gegen die sich Parteien und Regierung wiederholt 
aus guten Gründen gewehrt haben: der entwick­
lungspolitische Nutzen wäre gering, und die Ent­
wicklungspolitik würde auf die unabdingbar not­
wendige Eigenständigkeit im Rahmen der Gesamt­
politik verzichten müssen.

Vielleicht erklärt sich die Zurückhaltung aber auch 
aus der Erkenntnis, daß eine Aufstockung der Ent­
wicklungshilfeleistungen im Vergleich zum Umfang 
der Arbeitslosigkeit sowie in Anbetracht der be­
sonderen strukturellen Probleme allenfalls in sehr 
begrenztem Maße Abhilfe schaffen kann. Dement­
sprechend hat die Gemeinschaftsdiagnose auch 
vor Bestrebungen gewarnt, mit kurzfristigen Maß­
nahmen den Arbeitsmarkt in stärkerem Umfang 
zu entlasten, und statt dessen eine Steigerung der 
Investitionen befürwortet. mk
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